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Entwicklungshilfe: «Wir haften solidarisch für die Not» 
Weltwirtschaftsgipfel beschäftigte sich mit der Situation der Entwicklungsländer- Vor 5 Jahren Gesetz über Entwicklungshilfe in Kraft getreten 

(G.M.) - Der am Sonntag in Paris zu 
Ende gegangene Weltwirtschaftsgipfel 
beschäftigte sich neben der Wirtschafts
und Umweltproblematik auch mit der Si
tuation der ärmsten Entwicklungsländer 
und den Fragen der Umschuldung. Auch 
für unser Land ist der Komplex der Ent
wicklungshilfe von grosser Bedeutung. 
Vor fünf Jahren wurde das neue Gesetz 
über die Entwicklungs- und Katastro
phenhilfe beschlossen sowie die Verein
barung zwischen der Regierung und der 
Stiftung Liechtensteinischer Entwick
lungsdienst (LED) unterzeichnet. 

Entwicklungs
politik 

Die Regierungen der Vereinigten 
Staaten, Grossbritanniens, Frank
reichs, der Bundesrepublik 
Deutschland, Italiens, Japans sowie 
der Präsident der EG-Kommission 
haben am 16. Juli in Paris eine wirt
schaftspolitische Erklärung abgege
ben. Für den Bereich der Entwick
lungshilfe und der Entwicklungszu-. 
sammenarbeit zwischen Nord und 
Süd hielten sie unter anderem fest: 

«Die Entwicklung ist eine ge
meinsame weltweite Herausforde
rung. Wir werden den Entwick
lungsländern durch die Öffnung des 
Welthandelssystems und durch die 
Unterstützung ihrer Strukturanpas
sung helfen. Wir werden auch die 
wirtschaftliche Diversifizierung in 
Ländern, die von bestimmten Roh
stoffen abhängig sind, sowie die 
Schaffung eines für den Technolo
gie* und Kapitaltransfer günstigen 
Klimas fördern. 

Wir betonen, dass die öffentliche 
Entwicklungshilfe nach wie vor von 
Bedeutung ist, und begrüssen die 
verstärkten Bemühungen der Gip
felteilnehmer in diesem Bereich. 
Wir nehmen die von internationalen 
Organisationen für den künftigen 
Umfang der öffentlichen Entwick
lungshilfe bereits festgesetzten Ziel
vorgaben zur Kenntnis und beto
nen, dass die Finanzströme insge
samt für die Entwicklung wichtig 
sind. 

Gleichzeitig unterstreichen wir 
die Bedeutung, die der Qualität der  
Hilfsmassnahmen sowie der Evalu
ierung der Projekte und der finan
zierten Programme zukommt. 

Wir fordern die Entwicklungslän
der dringend auf, eine solide Wirt
schaftspolitik zu betreiben.» 

Die Zukunft an Ihrem Handgelenk. 
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Die Entwicklungsländer sollen, so ha
ben die Staats- und Regierungschefs der 
sieben wichtigsten Industriestaaten in Pa
ris beschlossen, zunehmend in die Welt
wirtschaft integriert werden. Vorerst aber 
stehen noch Fragen der Schuldentilgung 
für die ärmsten Entwicklungsländer auf 
der Tagesordnung, was in den nächsten 
Jahren trotz bereits erfolgter Anstren
gungen in verschiedenen Richtungen zu 
einem Prüfstein für Gläubiger- wie Emp
fängerländer werden könnte. Angesichts 
des gewaltigen Schuldenpotentials setzt 
sich langsam auch eine neue Sicht der 
Entwicklungszusammenarbeit durch. 

Hilfe zur Selbsthilfe 
Vor dem Hintergrund der begrenzten 

Hilfsmöglichkeiten durch unser kleines 
Land hat  sich die Zielsetzung «Hilfe zur 
Selbsthilfe» als oberstes Prinzip der liech
tensteinischen Entwicklungshilfe durch
gesetzt. Im Bericht «Der liechtensteini
sche Entwicklungsdienst in den achtziger 
Jahren» umschrieb die von der Regierung 
eingesetzte Arbeitsgruppe in einem 
Rückblick die bis dahin verfolgte Ent
wicklungshilfepolitik als richtig in den 
grundsätzlichen Aspekten. Der  einge
schlagene Weg habe sich bewährt, wenn 
auch heute einige Anpassungen erforder
lich seien - aber: «Wesentlich für die 
Zukunft ist ein verstärktes Engagement 
in der  öffentlichen Entwicklungshilfe. 

Das heutige Liechtenstein mit seinem ho
hen wirtschaftlichen Standard und seinem 
Wohlstand kann es sich auf die Dauer 
nicht leisten, in der Entwicklungshilfepo
litik die Rolle des Geizhalses zu spielen. 
Als kleines Land werden wir immer wie

der in Situationen geraten, in denen wir 
auf die Hilfe der  Stärkeren angewiesen 
sind. Wieviel Unterstützung wir für unse
re Anliegen verdienen, wird eines Tages 
vielleicht an dem gemessen, was wir be
reit waren, zur internationalen Solidarität 
beizutragen.» 

Gesetz der Nächstenliebe 
Gedanken in ähnlicher Richtung hatte 

der damalige Regierungschef Dr. Gerard 
Batliner bereits 1963, als er in Zusam
menhang mit seinem Projekt der  Ent
wicklungszusammenarbeit betonte: «Wir 
Liechtensteiner können nicht tun, als ob  
uns die Welt nichts anginge. Wir haften 
solidarisch für die Not,  das Gesetz der 
Nächstenliebe gilt nicht nur unter den 
einzelnen Menschen, es gilt ebenso für 
die Völker.» Aus seiner Initiative ist der 
«Liechtensteinische Entwicklungsdienst» 
(LED) entstanden, mit dem die Regie
rung vor zwei Jahren - nach dem Inkraft
treten des neuen Gesetzes über die Ent
wicklungs* und Katastrophenhilfe im Jah
re 1984 - eine Vereinbarung abschloss. 

Nach dieser Vereinbarung fällt die Begut
achtung von Entwicklungsprojekten zu
handen der Regierung und die Überwa
chung der geförderten Projekte in den 
Zuständigkeitsbereich des LED, wäh
rend die Regierung die Mittel für die 
Finanzierung der Projekte und die Aus
bildung der Entwicklungshelfer zur Ver
fügung stellt. 

Vor fünf Jahren neues Gesetz 
Im Sommer vor fünf Jahren bereitete 

der Landtag das neue Gesetz über die 
Entwicklungs- und Katastrophenhilfe 

vor, das im Februar 1985 in Kraft trat. 
De r  Landtag lehnte damals den Antrag 
der Regierung zur Errichtung einer öf
fentlich-rechtlichen Entwicklungshilfe
stiftung ab, worauf die Regierung ihren 
Vorschlag zurückzog und in einigen Mo
naten eine zweite Variante vorlegte. 

Nach diesem Gesetz unterstützt das Land 
durch finanzielle Beiträge Projekte zur 
Förderung der geistigen, kulturellen, so
zialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
in Ländern der Dritten Welt sowie Pro
jekte zur Linderung der Folgen von be
waffneten Konflikten und Naturkatastro
phen. 

Die Zielsetzungen der liechtensteini
schen Entwicklungshilfe, wie sie im Be
richt «Der liechtensteinische Entwick
lungsdienst in den achtziger Jahren» fest
gelegt wurden, gelten auch nach Inkraft
treten dieses Rahmengesetzes zur Förde
rung der Entwicklungspolitik. Neben der 
Zielsetzung «Hilfe zur Selbsthilfe» folgt 
die liechtensteinische Entwicklungshilfe
politik den folgenden zwei Grundsätzen: 
«Entwicklungshilfe ist unter Wahrung des 
Prinzips der Hilfe zur Selbsthilfe auszu
richten auf Hilfe zur Erfüllung der 
menschlichen Grundbedürfnisse.» Und 
weiter: «Die Mittel der liechtensteini
schen Entwicklungshilfe sind in erster 
Priorität in den ärmsten Entwicklungslän
dern einzusetzen und innerhalb der ärm
sten Länder in den am meisten benachtei
ligten Gebieten auf dem Land.» Für Ent
wicklungshilfe stellte unser Land im letz
ten Jahr insgesamt 2670000 Franken zur 
Verfügung, im Budget für das Jahr 1989 
sind 2900000 Franken vorgesehen. 

Positive Gemeinderechnung 1988 in Vaduz 
Laufender Haushalt und Investitionsrechnung schliessen mit einem Deckungsüberschuss ab 

s c h m ü c k  • u h r a n  • Juwelen  
Städtlo 3 4  und  Rathausplatz 
9490  Vaduz/Liechtenstein 

Die Verwaltungsrechnung der Ge
meinde Vaduz für das Jahr 1988 schliesst, 
wie aus der neuesten Ausgabe der «Nach
richten aus dem Rathaus» zu entnehmen 
ist, an die positiven Rechnungsabschlüsse 
der zurückliegenden Jahre an und weist 
im Gesamtergebnis einen Deckungsüber
schuss von 1,6 Mio. Fr. aus. Den laufen
den und investiven Ausgaben von 19,9 
Mio. Fr. stehen Gesamteinnahmen in 
Höhe von 26,9 Mio. Fr. gegenüber. 

Bei Einnahmen von 25,9 Mio. und 
Ausgaben von 11,9 Mio. weist die laufen
de Haushaltsrechnung ein Bruttoergebnis 
von 14,0 Mio. Franken aus. Nach Vor
nahme von Abschreibungen in Höhe von 
7,4 Mio. und nach Berücksichtigung einer 
Sonderzuweisung von 5,0 Mio. in den 
gemeindeeigenen Investitionsfonds 
schliesst die Laufende Rechnung mit 
einem Ertragsüberschuss von 1,6 Mio. 
Franken erneut positiv ab. Die Abschrei
bungen umfassen die vollständige Wert
berichtigung des vorliegenden Lander
werbs und die gänzliche Amortisation der 
im Berichtsjahr getätigten Investitionen 
in Beteiligungen, Hochbauten, Tiefbau
ten und Ausstattungen. 

Ausgaben wie budgetiert 
Die Ausgaben der Laufenden Rech

nung belaufen sich im Berichtsjahr auf 
rund 11,9 Mio. Sie bewegen sich damit 
gesamthaft im Rahmen des Voran
schlags, sah doch das Budget ein Ausga
bentotal von knapp 12.0 Mio. Franken in 
der laufenden Haushaltsrechnung vor. Im 
Vergleich zum Vorjahr liegen die laufen
den Ausgaben indessen um rund 1,0 Mio. 
über den Limiten des Rechnungsergeb
nisses 1987, was einer Zuwachsrate von 
9,0 Prozent entspricht. U m  rund 0,7 Mio. 
ausgeweitet haben sich allein die Bei
tragsleistungen, welche die Gemeinde zur 
Förderung kultureller, caritativer und so
zialer Anliegen ausrichtet. 
Minderertrag bei den laufenden 
Einnahmen 

Bei den laufenden Einnahmen rechne
te der Voranschlag für das Berichtsjahr 

mit einem Einnahmenergebnis von 25,3 
Mio. Diese Erwartungen konnten um 0,6 
Mio. Franken oder um 2,5 Prozent über
troffen werden. Die Mehreinnahmen ge
genüber den Schätzungen des Voran
schlags können jedoch nicht darüber hin
wegtäuschen, dass die Einnahmen der 
laufenden Haushaltsrechnung um 1,8 
Mio. hinter dem Vorjahresstand zurück
liegen. Dies entspricht einem Minderer
trag von 6,5 Prozent. Der Grossteil des 
Einnahmenausfalls ist der rückläufigen 
Entwicklung der Steuer- und Abgabener
träge zuzuschreiben, welche sich im Vor
jahresvergleich um 1,4 Mio. vermindert 
haben. Aus dem Zuschlagsergebnis zur 
Vermögens- und Erwerbssteuer der na
türlichen Personen resultiert ein um rund 
0,3 Mio. unter dem Ergebnis des Rech
nungsjahres liegender Ertrag. Dies dürfte 
in erster Linie den neuen Sozial- und 
Kostenabzügen zuzuschreiben sein, wel
che im Veranlagungsjahr 1988 in Kraft 
traten. Daneben wirkte sich auch der 
Wegfall der besonderen Einkünfte aus 
realisierten Kapitalgewinnen aus, welche 
das Vorjahresergebnis noch überdurch
schnittlich nach oben beeinflusst hatten. 

U m  0,7 Mio. zurück fiel auch der der 
Gemeinde zustehende Hälfteanteil an der 
Kapital- und Ertragssteuer der tätigen 
Verbandspersonen Kapitalgesellschaften, 
zumal sich auch die Gesamteinnahmen 
des Landes aus dieser Steuerquelle ver
minderten. 

Rückläufige Einnahmen aus dem 
Finanzausgleich 

Während der Anteil der Gemeinden an 
der Grundstückgewinnsteuer nahezu an 
das Vorjahresergebnis heranreichte, fie
len die nicht zweckgebundenen Finanzzu
weisungen, welche der  Staat den Ge
meinden unter dem Begriff des Finanz
ausgleichs zuwendet, um nahezu 0,4 Mio. 
geringer als im Vorjahr aus. Dies ist auf 
die neuerliche Reduktion der Zuteilungs
quote und auf die gesamthaft rückläufige 
Entwicklung der Fiskaleinnahmen des 

Landes zurückzuführen. Während sich 
die Verkaufserlöse und Vermögenserträ
ge im Rahmen des Vorjahres bewegen, 
brachten die Erträge aus Gebühren, Um
lagen und Arbeitserträgen um rund 0,4 
Mio. unter dem Vorjahresergebnis lie
genden Einnahmen ein. 

Der Hauptgrund für diese Entwicklung 
ist darin zu suchen, dass der Umfang der 
vom gemeindeeigenen Werkbetrieb ge
schaffenen Neuanlagen für die Wasser
versorgung im Gleichschritt mit der Ver
minderung der Investitionstätigkeit im 
Tiefbaubereich betragsmässig zurück
ging. Gesamthaft übertreffen die Einnah
men des laufenden Haushaltes die festen 
und grösstenteils wiederkehrenden lau
fenden Ausgaben u m  rund 14,0 Mio. 

Deckungsüberschuss in der 
Investitionsrechnung 

Aus der vom Gemeinderat genehmig
ten Investitionsrechnung für das abgelau
fene Jahr 1988 ist zu entnehmen, dass sich 
die Nettoinvestitionen bei Ausgaben von 
7,9 Mio. und Einnahmen von 0,9 Mio. 
auf rund 7 Mio. Franken belaufen haben. 

Buchmässig konnten diese Ausgaben 
aus Mitteln der Selbstfinanzierung, die 
aus den Abschreibungen auf das Verwal
tungsvermögen und aus dem Ertrags
überschuss der Laufenden Rechnung 
stammen, 8,6 Mio. Franken als Deckung 
gegenübergestellt werden. 

Die Investitionsrechnung schliesst da
mit mit einem Deckungsüberschuss von 
1,6 Mio. ab. Bereits im Vorjahr konnte in 
der Gesamtrechnüng ein Deckungsüber
hang von 1,1 Mio. Franken ausgewiesen 
werden. Für die Finanzierung der Investi
tionsausgaben waren im Berichtsjahr Mit
tel vom 7,9 (Vorjahr 8,0) Mio. Franken 
bereitzustellen. Die investiven Ausgaben 
halten sich damit in der Höhe des Rech
nungsjahres 1987. Demgegenüber rech
nete das Budget für das Berichtsjahr noch 
mit Bruttoausgaben von 15,8 Mio. im 
Investitionshaushalt. 

Gleichberechtigung 
von Frau und Mann 

Über politische Strategien zur Er
langung der tatsächlichen Gleichbe
rechtigung von Frau und Mann kon
ferierten anfangs Juli die für Gleich
berechtigungsfragen zuständigen 
Minister der 23 Mitgliedstaaten des 
Europarates sowie Vertreter des 
Heiligen Stuhls, Jugoslawiens, der 
Sowjetunion, der  E G  und der U N O  
in Wien. Unser Land war an der 
Konferenz durch Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille 
vertreten, der  begleitet war von 
Claudia Fritsche-Mündle, Mitarbei
terin beim Amt  für Auswärtige An
gelegenheiten und Vorsitzende der 
Kommission für die Gleichberechti
gung von Frau und Mann in Liech
tenstein. 

Im Verlaufe der Konferenz gab 
Regierungschef-Stellvertreter Dr .  
Herbert Wille eine Erklärung ab, in 
der e r  die Situation in unserem 
Land erörterte und vor allem auf 
die in Angriff genommene Fami
lienrechtsreform hinwies. Ferner 
betonte er die Arbeit der 1986 ins 
Leben gerufenen Kommission für 
die Gleichberechtigung von Frau 
und Mann, die im letzten Jahr einen 
umfangreichen Bericht über die 
Stellung der Frau in der  Arbeitswelt 
veröffentlicht hatte. 

Diese Kommission hat der  Regie
rung, wie Regierungschef-Stellver
treter Dr. Herbert Wille ausführte, 
vor einigen Wochen ein Konzept für 
die Errichtung einer Stelle für die 
Gleichberechtigungsfragen inner
halb der Verwaltung vorgelegt. 
Nach diesem Konzept hätte die neu 
zu schaffende Stelle eine Beraturigs-
funktion zu erfüllen sowie die Aus
arbeitung von Massnahmen und 
Förderungsprogrammen für die 
Gleichstellung von Frau und Mann 
vorzunehmen. 

Regierungschef-Stellvertreter Dr.  
Herbert Wille begrüsste in seiner 
Erklärung auch den österreichi
schen Vorschlag, im Rahmen des 
Europarates eine europäische Infor
mationskampagne über «Gleiche 
Rechte» durchzuführen. 

Mehr über die Konferenz f ü r  
Gleichberechtigungsfragen lesen Sie 
a u f  Seite 5 der heutigen Ausgabe. 

Benzin wird billiger 
Zürich (AP) Die Benzinpreise sinken 

wieder. Marktieader Shell hat am Mitt
woch die Referenzpreise für Super- und 
Bleifrei-Treibstoff um zwei Rappen pro 
Liter gesenkt, wie das Unternehmen in 
Zürich mitteilte. Die neuen Referen
zpreise, die an den Tankstellen in der 
Regel um bis acht Rappen unterboten 
werden, liegen damit bei 1,12 Franken 
pro Liter Superbenzin und bei 1,04 Fran
ken pro Liter Bleifrei-Treibstoff. Die 
Dieselpreise bleiben bei Shell unverän
dert bei 1,07 Franken pro Liter. 

Begründet wird der Abschlag mit tiefe
ren Notierungen auf dem internationalen 
'Benzinmarkt und dem schwächeren Dol
larkurs. Zuletzt waren die Benzinpreise 
in der Schweiz Mitte Juni gesenkt wor
den. 
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